
Die Verfasser machen deutlich, wie falsch die Auffas­
sung ist, die Bekämpfung der Jugendkriminalität sei 
eine Ressortaufgabe einzelner staatlicher Organe. Aller­
dings muß hier bereits auf einen entscheidenden Man­
gel der Broschüre hingewiesen werden: Die Verfasser 
vermögen nicht, die zentrale Bedeutung der Volksver­
tretungen bei der Führung des Kampfes gegen die 
(Jugend-)Kriminalität zu erkennen und sie dement­
sprechend darzulegen. Sonst wären sie z. B. sicher zu 
einer kritischeren Einstellung gegenüber der Aufgaben­
stellung für die zentrale Arbeitsgemeinschaft für 
Jugendschutz gekommen, die unmöglich geeignet sein 
kann, „alle ... Maßnahmen“ aller anderen staatlichen 
und gesellschaftlichen Institutionen, die für Jugend­
arbeit verantwortlich sind, „zu koordinieren“ (S. 54).
In der Einleitung gibt Dr. Richard H a r t m a n n  eine 
inhaltliche Einschätzung der Broschüre, der voll und 
ganz zugestimmt werden kann. Vom marxistischen 
Begriff der Erziehung zum sozialistischen Bewußtsein 
ausgehend, macht er den Gegensatz zu jeglicher bürger­
lich-individualistischer, moralisierender Erziehung deut­
lich. Gerade das Befangensein in bürgerlichen Vorstel­
lungen über die Erziehung ist ja der entscheidende 
Grund für die Zähigkeit, mit der sich bürgerliche Rudi­
mente in Jugendförderung und Jugendschutz, z. B. in 
der Jugendstrafrechtspflege, am Leben halten konnten. 
Der Beitrag von Werner M ü l l e r  und Wolfgang S e i ­
f a r t  (Oberste Staatsanwaltschaft) über „Jugendförde­
rung und Jugendkriminalität“ bringt einige interessant^ 
Darlegungen über die Jugendförderungspläne, ihre 
gesetzlichen Grundlagen, ihre Verwirklichung und 
einige Methoden der Kontrolle ihrer Einhaltung. Im 
Zusammenhang mit der Beratung des Staatsrates über 
Probleme der staatlichen Jugendpolitik besitzen diese 
Ausführungen eine große Aktualität.
Die Verfasser fordern eine strengere Einhaltung der 
Jugendschutzverordnung und kritisieren ihre ungenü­
gende Kontrolle, insbesondere die ungenügende Aus­
wertung von Hinweisen der Bevölkerung. In weiteren 
Abschnitten gehen sie auf die Ursachen und begünsti­
genden Bedingungen sowie auf die Formen der Jugend­
kriminalität ein. Hier findet der Leser einiges inter­
essante Zahlenmaterial und erstmals auch eine detail­
liertere Darlegung der Haupterscheinungsformen der 
Jugendkriminalität, wenn man sich die Analyse auch 
etwas umfassender gewünscht hätte.
Im letzten Abschnitt beantworten die Verfasser die 
Frage, mit welchen spezifisch juristischen Mitteln die 
Jugendkriminalität zu bekämpfen ist. Ihre an Hand von 
Beispielen angegebene Generallinie — Einschaltung der 
gesellschaftlichen Kräfte in den Kampf gegen die 
Jugendkriminalität — ist richtig; jedoch ergeben sich 
aus dem Erlaß des Gesetzbuchs der Arbeit und seines 
Einführungsgesetzes einige Modifizierungen in der An­
wendung des § 8 StEG und in der Einschaltung gesell­
schaftlicher Kollektive. Zuzustimmen ist auch ihrer Auf­
fassung, die (im Verhältnis zu Erwachsenen) vor über­
höhten Anforderungen an Jugendliche warnt (S. 37 f.). 
Hier verwischen allerdings die angeführten Beispiele 
(S. 36 f.) etwas die Grenzen zwischen echter Kriminali­
tät und anderen moralwidrigen Handlungen.
Die Verfasser gehen dann auf die Wirksamkeit der vom 
Gericht angeordneten Erziehungsmaßnahmen ein (S. 40), 
die zum großen Teil von der Stärke des gesellschaft­
lichen Einflusses, der Aktivität der Abteilung Jugend­
hilfe abhängt. Sie behandeln damit zusammenhängend 
das bisher wenig berücksichtigte Problem des „Rück­
falls“ nach Anwendung gerichtlicher Erziehungsmaß­
nahmen, das um so bedeutsamer ist, als in den Jugend­
häusern zahlreiche Jugendliche ihre Strafe verbüßen, 
die bereits vorher leichtere Straftaten begangen hatten. 
Die Beiträge von Dr. Eberhard M a n n s c h a t z  „Die 
Aufgaben der Jugendhilfe bei der Bekämpfung der 
Jugendkriminalität und des Rowdytums“ und „Die 
Arbeit in den Jugendwerkhöfen“ vermitteln den Mit­
arbeitern der Justiz einen guten Einblick in Aufgaben 
und Arbeitsstil der Jugendhilfeorgane. Die Gedanken

über die Spezifik der vorbeugenden Tätigkeit der 
Jugendhilfe, über den Arbeitsstil zur Erziehung Jugend­
licher in Jugendwerkhöfen neuen Typs, Internaten und 
anderen Institutionen sowie die Methodik der Ursachen- 
forschung geben dem Juristen zahlreiche Anregungen 
für die vorbeugende Tätigkeit der Justiz, die Aus­
gestaltung des Strafvollzugs und die konkrete Krimina­
litätsursachenerforschung. Sie werden zweifellos das 
Verständnis für die Arbeit der Jugendhilfe erhöhen und 
die notwendige Zusammenarbeit zwischen Justiz und 
Jugendhilfe verbessern helfen.
Harald W i n t e r  (Zentralrat der FDJ) behandelt in sei­
nem Beitrag die Aufgaben der Freien Deutschen Jugend 
im Kampf gegen die Jugendgefährdung und Jugend­
kriminalität. Er erhebt auch eine Reihe von Forde­
rungen, die die Arbeit der Staatsorgane, insbesondere 
der Justiz betreffen. Die genaue Kenntnis der Be­
schlüsse des VI. Parlaments und der 7. Zentralrats­
tagung der FDJ wird den Mitarbeitern der Justiz hel­
fen, zu einer engeren Zusammenarbeit mit der FDJ zu 
kommen und geeignete Maßnahmen für eine erfolg­
reiche Bekämpfung der Jugendkriminalität zu treffen.
Theoretisch bedeutsame Probleme wirft Kurt G r a t h e -  
n a u e r (Institut für Strafrecht der Universität Halle) 
in seinem Beitrag „Die Überwindung der Sonderstel­
lung des Jugendstrafrechts — ein gesellschaftliches 
Erfordernis“ auf. Er weist nach, daß dem alten Jugend­
strafrecht in Deutschland (JGG von 1923 und 1943) die 
einheitliche imperialistische Konzeption der „Straf­
rechtsreformen“ zugrunde lag. Als Recht eines impe­
rialistischen und faschistischen Staates konnte es keine 
Verringerung der Jugendkriminalität erreichen. Das 
ständige Steigen der Jugendkriminalität in West­
deutschland beweist diese These für das westdeutsche 
JGG von 1953 erneut. Grathenauer hat also völlig recht, 
wenn er dar legt, daß das bürgerliche Jugendstrafrecht 
nicht im geringsten eine Sonderstellung gegenüber dem 
allgemeinen Strafrecht innehat.
Die Tätigkeit der Justizorgane gegen die Kriminalität 
unterliegt einheitlichen Prinzipien, die sich unmittelbar 
aus dem Charakter und den historisch bedingten Auf­
gaben des jeweiligen Staates ergeben. Es hat also im 
Grunde niemals eine Sonderstellung des Jugendstraf­
rechts gegeben — weder unter bürgerlichen noch unter 
sozialistischen Bedingungen. Illusionen hierüber können 
unter unseren sozialistischen Verhältnissen nur dazu 
führen, daß bürgerliche Anschauungen und Arbeits­
methoden erhalten bleiben. Der Hauptstoß muß des­
halb gegen bürgerliche Vorstellungen einer klassenneu­
tralen Erziehung gerichtet werden, wie sie auch in 
einer Reihe gerichtlicher Verhandlungen und Entschei­
dungen zum Ausdruck kommen.
Grathenauer weist mit Recht darauf hin, daß es not­
wendig ist, sich stärker der einheitlichen Erforschung 
der Kriminalität junger Menschen bis 25 Jahren zuzu­
wenden, die einen erheblichen Teil an der Gesamtkri­
minalität ausmacht. (Vgl. hierzu auch Hartmann, „Zur 
Bekämpfung der Kriminalität der Jugend“, in: Das 
Strafensystem im künftigen sozialistischen Strafgesetz­
buch der Deutschen Demokratischen Republik, Berlin 
1961, S. 102.)
Die ebenfalls von Grathenauer ausgearbeitete Biblio­
graphie am Schluß der Broschüre gibt dem interessier­
ten Leser einen guten Überblick über die in der DDR 
erschienene Grundsatz- und Spezialliteratur, die für ein 
tieferes Eindringen in die Probleme der Bekämpfung 
der Jugendkriminalität nützlich ist.
Insgesamt enthält die Broschüre eine Vielfalt von Pro­
blemen, die sowohl Juristen als auch Lehrer und 
Jugendhelfer sowie die Mitglieder der Ständigen Kom­
missionen Jugend und Sport, Innere Angelegenheiten, 
Volkspolizei und Justiz sowie Volksbildung angehen 
und interessieren.
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